
liehen Bestimmungen nicht als überzeugendes Argu­
ment zu bezeichnen. Aber auch der Versuch des Be­
zirksgerichts, seine Auffassung unter Hinweis auf den 
§ 200 StPO zu begründen, ist abwegig. Hierzu ist vor 
allem zu bemerken, daß wir mit § 139 ZPO eine dem 
§ 200 StPO entsprechende Regelung auch für den Zivil­
prozeß haben, und daß trotzdem die Richtigkeit und 
Zweckmäßigkeit der Regelung des § 91 Abs. 2 ZPO bis­
her noch nie bezweifelt worden ist.

Wenn das Bezirksgericht Karl-Marx-Stadt auch im 
Gegensatz zu dem Kreisgericht, dessen Entscheidung es 
abgeändert hatte, einen etwas großzügigeren Maßstab 
angelegt wissen will und nicht so weit gegangen ist, 
unter Berufung auf § 200 StPO den Anwalt als Vertre­
ter in Privatklagesachen schlechthin als überflüssig zu 
bezeichnen, so tendiert doch jedenfalls auch seine Auf­
fassung in diese Richtung. Das kann nicht widerspruchs­
los hingenommen werden. Das im § 8 GVG verankerte 
Recht auf Verteidigung sowie überhaupt die Stellung 
des Rechtsanwalts, dessen Funktion als dritte Säule der 
Justiz von unserem Staate, leider damit aber noch nicht 
von allen Richtern und Staatsanwälten anerkannt ist, 
sind die wichtigsten Gegengründe.

Das Bezirksgericht Karl-Marx-Stadt hätte sich auch 
mit der praktisch nicht so leicht zu losenden Frage aus­
einandersetzen müssen, ob denn immer und auch für 
einen Laien klar erkennbar ist, daß es sich um einen 
„einfachen“ Fall handelt. Fast jeder Fall, auch im Pri­
vatklageverfahren, kann seine Schwierigkeiten in sich 
bergen. Ich erinnere nur an das noch der wissenschaft­
lichen Behandlung harrende Problem der Abgrenzung 
der tätlichen Beleidigung von der Körperverletzung, an 
die Frage, wann man von Wahrnehmung berechtigter 
Interessen sprechen kann, an die Abgrenzung der Be­
leidigung von der Kritik, an die Frage der Einhaltung 
der gesetzlich vorgeschriebenen Fristen, an die mit der 
Bedeutung des Sühnezeugnisses zusammenhängenden 
Fragen usw. Selbst das so einfach erscheinende Mahn­
verfahren, um nochmals ein Beispiel aus der ZPO 
herauszugreifen, bietet unter Umständen erhebliche 
Schwierigkeiten, wie die mehrfachen Abhandlungen 
hierzu in dieser Zeitschrift und die verschiedenen Kas­
sationen von Zahlungsbefehlen durch das Oberste Ge­
richt beweisen. Wo soll die Grenze zwischen dem „ein­
fachen“ und dem „komplizierten“ Fall liegen?

Die Möglichkeit, daß das Gericht die Erstattungs­
fähigkeit von Anwaltskosten im Privatklageverfahren 
verneint, wird bei Übernahme der vom Bezirksgericht 
Karl-Marx-Stadt aufgestellten These so gut wie immer 
gegeben sein. Man wird bezweifeln müssen, ob die 
rechtsuchende Bevölkerung eine derartige Praxis in der 
Rechtsprechung unserer Gerichte verstehen und billigen 
wird.

Rechtsanwalt MEINHARD KUNSCH, Gotha,
Mitglied des Kollegiums der Rechtsanwälte 

im Bezirk Erfurt

Beistandschaft und Prozeßvertretung 
im Unterhaltsprozeß

Das Gesetz über den Mutter- und Kinderschutz und 
die Rechte der Frau vom 27. September 1950 (GBl. I 
S. 1037) sieht in den §§ 16 und 17 vor, daß auf Wunsch 
des Sorgeberechtigten zu dessen Unterstützung vom Rat 
des Kreises eine Beistandschaft eingeleitet werden soll. 
In der Berliner Praxis wird im Rahmen dieser Bei­
standschaft in Unterhaltsprozessen nichtehelicher Kinder 
regelmäßig ein Mitarbeiter des zuständigen Referats 
Jugendhilfe/Heimerziehung beim Rat des Stadtbezirks 
als Prozeßbevollmächtigter in erster Instanz tätig.

Die Räte der Stadtbezirke streben nun danach, dies 
auch auf die Berufungsinstanz auszudehnen. Da die 
Mitarbeiter der Referate Jugendhilfe/Heimerziehung in 
der Regel jedoch keine Juristen sind, sollen in zweiter 
Instanz statt ihrer die bei den jeweiligen Räten tätigen 
und für alle Abteilungen zuständigen Rechtsreferenten 
diese Prozesse führen.

Gegen eine derartige Praxis bestehen erhebliche Be­
denken. § 11 Abs. 1 AnglVO hält als Prinzip den An­
waltszwang in der Berufungsinstanz aufrecht. Auf zahl­
reichen Teilgebieten ist dieser Grundsatz durchbrochen 
worden, z. B. auf dem gesamten staatlichen, volks­
eigenen und genossenschaftlichen Sektor. Inwieweit

diese Regelung sich bewährt hat, soll hier dahingestellt 
bleiben. Immerhin zeigt sich in vielen Verfahren, daß 
eine „sachgemäße“ Durchführung durch die Vertreter 
der vom Anwaltszwang befreiten Institutionen oft nur 
mit erheblicher Hilfe des Gerichts im Rahmen des § 139 
ZPO gewährleistet ist. Der Gedanke an eine Partei­
nahme des Gerichts liegt beim Prozeßgegner dann meist 
nicht sehr entfernt. Trotzdem spricht für diese Regelung, 
daß von den Vertretern dieser Organe unmittelbar 
deren eigene Interessen wahrgenommen werden.

Kann man aber schon bei der Frage der Prozeßver­
tretung durch Angestellte der Deutschen Versicherungs- 
Anstalt (vgl. NJ 1956 S. 278 und NJ-Rechtsprechungs- 
beilage 3/1956 S. 47) nicht mehr unbedingt von der un­
mittelbaren Wahrnehmung eigener Interessen ausgehen, 
so sind bei Unterhaltsprozessen ganz eindeutig p e r ­
s ö n l i c h e  Belange einzelner Bürger Gegenstand des 
Rechtsstreits. Man muß sich deshalb fragen, ob die Hilfe 
und Unterstützung, die unser Staat dem hier betroffenen 
Personenkreis durch das Gesetz zum Schutz von Mutter 
und Kind und die Rechte der Frau angedeihen läßt, 
nicht doch einer gewissen Begrenzung bedarf, um Über­
schneidungen zu vermeiden.

§ 11 Abs. 4 AnglVO läßt zwar im Berufungsverfahren 
ganz allgemein eine Befreiung vom Anwaltszwang zu, 
falls die sachgemäße Durchführung des Prozesses ge­
währleistet ist. Dies würde bei der Vertretung durch 
die Rechtsreferenten der Räte der Stadtbezirke auch der 
Fall sein. Die Grenze wird aber m. E. von den Aufgaben 
der juristischen Referenten und vom Grundprinzip des 
Anwaltszwanges für die Berufungsinstanz gezogen.

Der zu gewährende Beistand durch die Mitarbeiter 
des Rates des Stadtbezirks umfaßt u. a. die Beratung 
der Sorgeberechtigten zur sachgemäßen und schnellen 
Durchsetzung evtl. Unterhaltsansprüche und die all­
seitige Unterstützung zur Erreichung dieses Zieles. Es 
ist nichts einzuwenden, wenn das mit diesem Spezial­
gebiet befaßte Referat Jugendhilfe/Heimerziehung, wie 
es in Berlin üblich ist, seine Mitarbeiter als Prozeß­
bevollmächtigte in erster Instanz fungieren läßt, solange 
der Sorgeberechtigte damit einverstanden ist.

Es ist jedoch nicht Inhalt der Beistandschaft, für eine 
Prozeßvertretung in zweiter Instanz durch den Rechts­
referenten zu sorgen. Dessen Aufgabenbereich umfaßt 
in der Hauptsache die Beratung der Mitarbeiter des 
Rates in allen Rechtsfragen und die Vertretung des 
Rates selbst in Rechtsstreitigkeiten. Den Gerichten bleibt 
es Vorbehalten, im Rahmen der §§ 114 ff. ZPO auf An­
trag einstweilige Kostenbefreiung zu bewilligen und 
einen Rechtsanwalt beizuordnen, wenn dies erforderlich 
ist. Irgendeine finanzielle oder rechtliche Benachteili­
gung des Sorgeberechtigten oder des Kindes tritt da­
durch nicht ein. Vom Prinzip des Anwaltszwanges in 
der Berufungsinstanz soll man sich nicht noch weiter 
entfernen, es sei denn, daß zwingende Gründe dafür 
vorliegen. Ein solcher könnte allenfalls, wie von Ver­
tretern der Rechtsabteilung des Magistrats von Groß- 
Berlin vorgetragen, darin liegen, daß wir auf das bereits 
angebahnte gute Verhältnis zu den betreffenden staat­
lichen Organen durch die Ausschaltung ihrer Vertreter 
in der Berufungsinstanz störend einwirken. Dem ist je­
doch entgegenzuhalten, daß nur etwa 10 bis 15 Prozent 
aller derartigen Prozesse in die zweite Instanz gehen. 
Der betroffene Personenkreis ist also relativ klein. Zum 
anderen schließt aber die Prozeßführung durch den bei- 
geordneten Rechtsanwalt eine weitere Betreuung durch 
den Rat des Stadtbezirks nicht aus, zumal diese sich 
ohnehin nicht nur in der Prozeßvertretung erschöpfen 
soll. Durch eine solche Handhabung wird dem Sorge­
berechtigten am deutlichsten, daß die staatlichen Organe 
ihn wirklich mit allen zu Gebote stehenden Mitteln 
unterstützen, um eine sachgemäße Durchführung des 
Prozesses zu gewährleisten.

Ich halte deshalb diesen stärksten bisher vor­
getragenen Einwand nicht für geeignet, in solchen Fällen 
in Anwendung des § 11 Abs. 4 AnglVO die Prozeßver- 
tretung durch den Rechtsreferenten beim Rat des Stadt­
bezirks zu gestatten. Unsere Rechtsanwälte entwickeln 
sich immer mehr und mit sichtbarem Erfolg zu wich­
tigen Helfern der Rechtsprechung, so daß es mir wenig 
angebracht erscheint, ihren Tätigkeitsbereich auf diesem 
Gebiet einzuengen.

HORST FINCKE,
Oberrichter am Stadtgericht von Groß-Berlin
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